
Alice Weidel: TARGET2-Forderungen der Bundesbank 

steuern in Richtung Billion-Marke 

Berlin, 9. Januar 2018.  Zu den neuerlich sprunghaft gestiegenen TARGET2-Forderungen der 

Bundesbank gegen die Europäische Zentralbank (EZB) erklärt AfD-Fraktionsvorsitzende Alice 

Weidel: 

„Die deutschen TARGET2-Forderungen drohen im Jahr 2018 die Billion-Marke zu überschreiten. 

Zu Jahresende 2017 erreichten die Forderungen mit fast 907 Milliarden Euro bereits ein neues 

Allzeithoch. Allein im letzten Monat des Jahres 2017 betrug der Anstieg der deutschen Target-

Forderungen 51,5 Milliarden Euro. Das ist der drittgrößte jemals gemessene Monatszuwachs. 

TARGET2 war ursprünglich lediglich als Verrechnungssystem für kurzfristige, länderübergreifende 

Salden gedacht. Seit Beginn der Eurokrise wird es genutzt, um Handelsbilanzdefizite und 

Kapitalflucht aus den Euro-Südländern zu kaschieren. Das Risiko dabei trägt allein die deutsche 

Bundesbank und damit letztlich der deutsche Steuerzahler. 

Die hochrisikobehafteten und zudem nicht einmal verzinsten TARGET-Forderungen stellen damit 

unbesicherte Kredite der Bundesbank an Zentralbanken insbesondere in die maroden südlichen 

Euro-Staaten dar. Dieses System macht es möglich, dass stabile Euro-Staaten- insbesondere 

Deutschland – den kriselnden Euro-Ländern Geld leihen. Das ohne Spar- oder Reformauflagen und 

zudem ohne einen Parlamentsbeschluss. 

Dieser Haftungswahnsinn findet in der Berichterstattung und somit in der öffentlichen 

Wahrnehmung kaum Beachtung. Obwohl das Problem seit Jahren bekannt ist, sieht die etablierte 

politische Klasse der Entwicklung weiterhin absolut tatenlos zu. 

Bevor es zur endgültigen Abschreibung der Forderungen kommt, – und dazu kommt es über kurz 

oder lang zwangsläufig – müssen diese so schnell wie möglich abgeschmolzen und mindestens 

einmal jährlich ausgeglichen werden. Der Missbrauch des TARGET-Systems ist umgehend zu 

beenden. Im Zweifel muss die Bundesbank auf eine Sicherheitsunterlegung ihrer Forderungen 

bestehen. Es geht um das Geld der deutschen Bürger!“, schließt Weidel. 

 


